
 
Antrag 
Fraktion der AfD 
COVID-19-Impfschäden bei hessischen Bürgern ernst nehmen und deren  
medizinische Behandlung sicherstellen 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n   : 
 
1. Der Landtag stellt fest, dass die am 27. Dezember 2020 begonnene Impfkampagne gegen 

COVID-19 das Ziel verfolgte, das Infektionsgeschehen einzudämmen – jedoch bis heute 
keine unabhängige, umfassende und öffentlich nachvollziehbare Evaluation dieser  
Kampagne stattgefunden hat, insbesondere im Hinblick auf die tatsächliche Wirksamkeit 
und Sicherheit der eingesetzten COVID-19-Impfstoffe. 

 
2. Der Landtag stellt fest, dass viele hessische Bürger, die sich – sei es freiwillig oder unter 

beruflichem und/oder sozialem Druck – haben impfen lassen, unter dem sogenannten Post-
Vac-Syndrom leiden. Dieses äußert sich in langanhaltenden gesundheitlichen Beeinträchti-
gungen wie Atemnot, Herzstechen, Nervenschmerzen und Muskelschwäche, teils mit  
gravierenden Folgen wie Arbeitsunfähigkeit und daraus resultierender existenzieller Not. 

 
3. Der Landtag stellt fest, dass Anträge auf Anerkennung von Impfschäden häufig mit der 

Begründung abgelehnt werden, es lägen keine ausreichenden wissenschaftlichen Nachweise 
für das sogenannte Post-Vac-Syndrom vor.  

 
4. Der Landtag stellt fest, dass mit Stand Januar 2025 in Hessen insgesamt 997 Anträge auf 

Anerkennung eines Impfschadens infolge einer COVID-19-Impfung gestellt wurden, von 
denen bislang lediglich 34 anerkannt wurden – was einem Anteil von etwa 3,4  Prozent 
entspricht. 

 
5. Der Landtag stellt fest, dass die Post-Vac-Ambulanz am Universitätsklinikum Gießen und 

Marburg (UKGM) vollständig ausgelastet ist und derzeit über 6.500 Patienten auf der  
Warteliste stehen. Für die betroffenen Patienten stellt dies eine unzumutbare Belastung dar. 

 
6. Der Landtag fordert die Landesregierung auf: 

a) eine landesweite Post-Vac-Hotline einzurichten und zu betreiben, die als zentrale 
Anlaufstelle für Betroffene dient, mit medizinisch geschultem Personal besetzt ist 
und eine strukturierte Erfassung von Beschwerden ermöglicht; 

b) diese Hotline regelmäßig zu evaluieren, ihre Wirksamkeit zu überprüfen und eine 
enge Zusammenarbeit mit spezialisierten medizinischen Einrichtungen sicherzu- 
stellen, um eine bestmögliche Versorgung der Betroffenen zu gewährleisten; 

c) ein flächendeckendes, landesweites Netzwerk spezialisierter Ambulanzen auf- 
zubauen, um sicherzustellen, dass Betroffene nicht auf monatelangen Wartelisten 
verbleiben; 

d) sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, eine Stiftung für Impfgeschädigte zu  
schaffen, die unbürokratisch Hilfen bereitstellt; 

e)  sich darüber hinaus auf Bundesebene für eine grundlegende Reform der An- 
erkennungspraxis von Impfschäden einzusetzen – insbesondere durch eine unab- 
hängige Überprüfung der Verfahren sowie durch transparentere und effizientere 
Entschädigungsprozesse, damit Betroffene schneller und unbürokratischer Unter-
stützung erhalten. 
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Begründung:  

Erfolgt mündlich 
 
 
Wiesbaden, 20. August 2025 

Der Parlamentarische Geschäftsführer: 
Dr. Frank Grobe 
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